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Arnika-Pflanzen heran, die
dann wieder an ihren origina-
len Standorten in den Bergre-
gionen Deutschlands ausge-
wildert werden, etwa im Spes-
sart, im Taunus, in der Rhön,
im Burgwald und im Ederberg-
land.

Über die Arnika können
sich die Besucher zudem in ei-
nem Pavillon im Neuen Bota-
nischen Garten Marburgs in-
formieren. Schließlich han-
delt es sich um das größte Ar-
tenschutzprojekt des Parks.

Der Botanische Garten auf
den Lahnbergen ist ein wichti-
ger Standort für den Arten-
schutz geworden. Es gibt Pro-
jekte für knapp 100 verschie-
dene Arten, die im Auftrag
von Bund, Ländern und Kom-

gerrasen eingegraben. Wich-
tig ist dabei auch, dass die En-
ziane mit den kreuzweise an-
geordneten Blättern nicht zu
viel Konkurrenz durch andere
Pflanzen haben. „Sie dürfen
nicht zu stark bedrängt wer-
den“, sagt Müller. Deswegen
werden die Standorte von Zie-
gen und Schafen beweidet.

Ein nächstes Projekt ist be-
reits geplant. Die bedrohte Ar-
nika ist ebenfalls bereits fast
komplett aus der Kellerwald-
region verschwunden. Müller
schätzt, dass es noch etwa
zehn bis 20 Exemplare im Na-
tionalpark gibt. Deshalb sol-
len im Herbst nun Samen ge-
sammelt und dann in Marburg
nachgezogen werden. Dort
ziehen Gärtner aktuell 8000
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WALDECK-FRANKENBERG.
Ohne den Botanischen Garten
in Marburg wäre der Kreuzen-
zian in der Region Kellerwald
wahrscheinlich ausgestorben.
Carsten Müller, Projektbetreu-
er des Naturschutzgroßpro-
jekts Kellerwald, kannte je-
denfalls nur noch ein einziges
Exemplar auf einem Magerra-
sen unweit von Waldeck.

Standort wird nicht verraten

Gerade noch rechtzeitig
sammelte der Experte Samen
von der strahlend blau blü-
henden Mutterpflanze und
schickte sie an den Botani-
schen Garten. Und den dorti-
gen Gärtnern gelang die Ver-
mehrung. Vor wenigen Tagen
erntete Müller gemeinsam
mit seinen Kollegen und dem
Leiter des Botanischen Gar-
tens den Erfolg: 280 in Mar-
burg eigens herangezogene
Kreuzenziane wurden an drei
verschiedenen Standorten in
der Region Kellerwald ausge-
wildert. Im nächsten Jahr sol-
len die bedrohten Pflanzen
erstmals blühen. Wo genau,
verrät Müller aber nicht: „Im
Nu kommen Leute und graben
die Pflanzen wieder aus“, weiß
er.

Wegweisendes Projekt

Dort zunächst freut er sich
gemeinsam mit seinen Kolle-
gen, angesichts des rasanten
Artensterbens zumindest ei-
ner Art helfen zu können:
„Das ist ein wegweisendes Pro-
jekt“, so Müller. Die Kreuzen-
ziane wurden in Gruppen von
fünf bis 15 Pflänzchen auf Ma-

Enziane im Kellerwald gerettet
280 nachgezogene Exemplare ausgewildert – Erfolgreiche Nachzucht im Botanischen Garten Marburg

munen gezogen werden. Dazu
gehören Trollblumen, die im
Raum Winterberg ausgesetzt

werden, und Küchenschellen
aus der Nähe von Gießen.

HINTERGRUND

Vermehrung gelungen: 280 Kreuzenziane wurden in den Gewächshäusern des Botanischen Gartens
in Marburg nachgezogen. Fotos: Gesa Coordes

Damit Arnika und Küchen-
schelle auch in Zukunft noch
wachsen, werden sie im Bota-
nischen Garten nachgezogen.

Damit Genotypen erhalten bleiben
„Das ist eine ganz wichtige
Aufgabe, die wir sehr gern
machen“, erklärt der Leiter
des Botanischen Gartens, An-
dreas Titze. Es gebe aber auch
nur wenige Einrichtungen,
die das Können dafür hätten.
Besonders schwierig sei etwa
die Nachzucht bei Erdorchi-
deen. Zudem sorgen die
Gärtner dafür, dass die Geno-
typen erhalten bleiben. Des-
halb werden Samen von den
originalen Standorten geholt,

die Pflanzen herangezogen
und wieder an den Ur-
sprungsstandorten ausge-
pflanzt. Es gibt sogar eigene
Hummelzuchten, um Arnika,
Küchenschellen, Trollblumen
und seltene Glockenblumen
zu bestäuben. 20 verschiede-
ne Völker summen in und um
die Gewächshäuser. Schließ-
lich braucht man je nach Be-
darf Erd-, Stein-, Wiesen-, Gar-
ten- oder Ackerhummeln.
(gec)

H I N T E R G R U N D

BAD AROLSEN. In unserem
gestrigen Beitrag „Brexit-Fra-
ge beschäftigt heimische Fir-
men“ ist uns ein Fehler unter-
laufen. Für die zu B.Braun Mel-
sungen gehörende Firma
ALMO hat der Geschäftsführer
Bernd Denk gesprochen.

Er erklärte: „Die erwartete
Abschwächung des Britischen
Pfund würde sich auf unseren
Umsatz auswirken. Insgesamt
schätzen wir die Risiken und
Auswirkungen für ALMO im
Falle des Brexit jedoch als ge-
ring ein.“ Diese Aussage von
Herrn Denk ist uns von der
Leiterin der Unternehmens-
kommunikation, Hilka Bären-
fänger auf Anfrage unserer
Zeitung lediglich übermittelt
worden. (r)

Brexit: Aussage
stammt von
Geschäftsführer

WALDECK-FRANKENBERG.
Die nächste Kreistagssitzung
findet am Donnerstag, 7. Juli,
um 14 Uhr, im Kreishaus in
Korbach (Südring 2) statt. Auf
der Tagesordnung stehen An-
träge der Freien Wähler zur
Neuregelung der Finanzie-
rung des Anruf-Sammel-Taxi-
Verkehrs (AST), zum Ausbau
der Windenergie und zur Inte-
gration von Flüchtlingen. Mit
der Wiedereingliederung der
Eigenbetriebe Abfallwirt-
schaft und Gebäudemanage-
ment beschäftigt sich ein An-
trag der Linken-Fraktion. Au-
ßerdem wählen die Abgeord-
neten 9 Mitglieder in den Ver-
waltungsrat der Sparkasse. (r)

Nächste Sitzung
des Kreistags
am 7. Juli

dem offiziell als Ehrenbeam-
ten bestellten Stadtarchivar
etwa acht historisch interes-
sierte ehrenamtliche Mitarbei-
ter im Archiv tätig seien.

Dadurch sei es möglich ge-
wesen, die Bestände nicht nur
nur zu erschließen, sondern
die Bestandsverzeichnisse
elektronisch zu erfassen. „Wir
verfügen sicherlich über eines
der am besten ausgestatteten
Archive von Städten unserer
Größenordnung in Hessen“,
betont der Korbacher Stadtar-
chivar.

Bei der Führung durch das
Archiv konnte Kluß den Besu-
chern die Möglichkeiten der
Recherche sowie einige der
wertvollen Schriftstücke zei-
gen, wie beispielsweise die Ur-
kunde über die Städtevereini-
gung 1377, einen päpstlichen
Ablassbrief von 1349 oder die
Akten über die mittelalterli-
chen Hexenprozesse. (r)

KORBACH. Zu einem Infor-
mationsbesuch trafen sich
Vertreter des CDU-Kreisvor-
standes in den Räumen des
historischen Archivs der Stadt
Korbach. Leiter Wolfgang
Kluß begrüßte die Gruppe und
erläuterte die gesetzlichen
Grundlagen und Aufgaben.

Das Stadtarchiv verfüge, so
Wolfgang Kluß, über histo-
risch wertvolle Beständen. Ins-
gesamt umfassten die Bestän-
de hunderttausende von
Schriftstücken, Urkunden, Ur-
fehdebriefen, Amtsbücher
und Rechnungsbücher aus
dem Mittelalter und der Neu-
zeit, eine Fotosammlung mit
20 000 Fotos und Dias, eine
Genealogiedatei mit 25 000
Namen, eine historische Kar-
tensammlung, eine Präsenzbi-
bliothek mit Fachliteratur und
zahlreiche Nachlässe und
Sammlungen. In Korbach sei
es gute Tradition, dass neben

CDU-Kreisvorstand
besucht Stadtarchiv
Wertvolle Schriftstücke in Korbach

Stadtarchivar Wolfgang Kluß (r.) erläutert den CDU-Vorstands-
mitgliedern (v.l.) Markus Nordmeier, Marius Querl, Timo Locke-
mann, Heinz Merl und Armin Schwarz die Aufgaben der kommu-
nalen Einrichtung. Foto: pr

KORBACH. Die Bürgerinitiati-
ve (BI) lebenswertes Korbach
begrüßt die Forderung der
deutschen Ärzteschaft an die
Bundesregierung und die Eu-
ropäische Kommission, die
Zulassung des „Pflanzenver-
nichtungsmittels“ Glyphosat
nicht zu verlängern.

Der 119. Ärztetag hat dies
mit großer Mehrheit beschlos-
sen, da festgestellt wurde, dass

der Stoff DNA- und Chromoso-
mendefekte in menschlichen
Zellen verursacht und damit
Krebs ausgelöst werden kann.
Nach wissenschaftlicher Mei-
nung gibt es für diesen Effekt
keinen unschädlichen Schwel-
lenwert. Vor einer Neuzulas-
sung müsse durch unabhängi-
ge Studien in Expositionssze-
narien für Menschen eine
Krebsverursachung sicher aus-

geschlossen werden. Glypho-
sat wird laut Bürgerinitiative
auch in Waldeck-Frankenberg
großflächig von konventionel-
len Landwirten ausgebracht.
Rückstände des Giftes fänden
sich in diversen Lebensmit-
teln, insbesondere in Getrei-
deprodukten wie Brot und
Brötchen, da Glyphosat oft
noch kurz vor der Ernte auf
das Korn gespritzt werde, um

die Reife zu beschleunigen.
„Zum Schutz der Gesund-

heit von Verbrauchern und
Landwirten gilt europarecht-
lich das in Artikel 191 festge-
legte Vorsorgeprinzip. Finan-
zielle Interessen der chemi-
schen Industrie, wie Monsan-
to und Bayer, müssten deshalb
eigentlich nachrangig sein“,
so BI-Mitglied Dr. Peter Kos-
wig. (r)

Bürgerinitiative warnt vor Glyphosat
Korbacher Umweltschützer unterstützen Forderung des Deutschen Ärztetages

seinen Gunsten wird er noch
eine Überweisung vom Job-
center erhalten. Denn das Ein-
behalten des Arbeitslosengel-
des für insgesamt sieben Mo-
nate war nicht rechtens. Weil
die persönliche Situation des
Mannes bei der Eingliede-
rungsvereinbarung nicht be-
rücksichtigt worden sei, fehle
es bereits an der Grundlage
für die ausgesprochene Sank-
tion, steht in der Begründung
des Urteils, mit dem das Job-
center der Stadt Kassel zur

V O N A N D R E A L I E S E

KASSEL. Drei Monate wartete
der arbeitssuchende Produkti-
onshelfer vergeblich auf Ar-
beitslosengeld. Statt der Über-
weisungen gab es im Advent
2011 Post des Jobcenters der
Stadt Kassel: Die Unterstüt-
zung sei vollständig gestri-
chen worden, er habe zu weni-
ge Bewerbungen nachgewie-
sen.

Für drei Monate gab es des-
halb kein Geld. 514 Euro hatte
der heute 40-Jährige erwartet.
364 Euro als Sicherung zum
Lebensunterhalt, 150 Euro für
Unterkunft und Heizung. Statt
dessen kam ein Lebensmittel-
gutschein im Wert von 172
Euro. „Konserven und Tief-
kühlkost, Dosen und Nudeln“,
habe er sich in einem Groß-
einkauf als Vorrat eingekauft,
berichtete der Mann gestern
am Rande der Verhandlung
vor dem Bundessozialgericht.

Längst hat er einen neuen
Job als Lagerhelfer, „allerdings
immer nur Nachtschicht“. Un-
terstützung vom Staat brau-
che er nicht mehr.

Nach der Entscheidung zu

Jobcenter muss Unterstützung nachzahlen
Mehr zum Thema: Bundessozialgericht fordert klare Regelung zur Übernahme von Bewerbungskosten

Nachzahlung verpflichtet
wird.

Für die Kosten der geforder-
ten zehn Bewerbungen pro
Monat habe ihr Mandant in
Vorleistung gehen müssen,
das hätte er nicht stemmen
können, sagte Rechtsanwältin
Tanja Siebert.

Das sahen zwei Sachbear-
beiter des Jobcenters anders.
Zehn Bewerbungen im Monat
seien durchaus eine übliche
Forderung, aber auch „das
obere Limit“, berichteten sie

auf Anfrage des Vorsitzenden
Richters Professor Dr. Thomas
Voelske. Und: „Damit sind kei-
ne hohen Kosten verbunden.“
Das Jobcenter sei durchaus be-
reit, auch eine Visitenkarte
des Arbeitgebers als Nachweis
für die Bewerbungsbemühun-
gen anzuerkennen. Über eine
Kostenübernahme hätte ge-
sprochen werden können.

Doch in der Eingliederungs-
vereinbarung gab es „keine
Regelung, wer wie wann die
Kosten zu erstatten hat“, be-
mängelte Rechtsanwältin Tan-
ja Siebert. Es sei „keine Ver-
einbarung auf Augenhöhe“ ge-
schlossen worden. „Dem Klä-
ger blieb nur, zu unterschrei-
ben oder nicht.“

Aus der Sicht des Presse-
sprechers des Bundessozialge-
richts, Jürgen Beck, muss vom
Jobcenter künftig klarer ver-
einbart werden. Es müsse kon-
kret in der Vereinbarung ste-
hen, was von dem Arbeitslo-
sen gefordert werde – und was
er als Kostenübernahme er-
halte. „Leistung und Gegen-
leistung müssen in einem an-
gemessenen Verhältnis ste-
hen.“ (and)

Bewerbungen kosten Geld: Arbeitslose haben einen Anspruch auf
Übernahme der Kosten für die Jobsuche. Foto: pr
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